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i52/J Anfrage 

Cisr 4-pgeo:!:'9-J:'leteh,Dr. G red 1 er, Dr. Z e c h m a. n n und Genossen 
; ; '. ": 'I LI' \., " I L,' . " .'. ! ~. " ;,':. '! ':, :,', ~ 

an den Bundesminister für Finanzen, 

~etre~f'~~~ '~'~'S\jhl,~~igte Durchführung der nach Art. 27/2 des Staatsvertrages 
")',- .. ,.. \. \'. ~., ; : .<.' ',', ,,' ',.: ~ . 

~ ösiler~E!~ch~~olJ.e St~i:sangehörige zu leistendSlEntschädigung :für in Jugosla" 
".' T • . • ~ . ',: :' : .~ . • '1" ',." " ',,' " _ ",; ' •• _ " 

wien ente,i~e't,e V~,~tnögerl.schaften. ,~ 

..... -,-.-j .... 

Wied~l."ho+t Wll:f'clen Kla$'en darüber geführt, dass die E~tao4ädi~gen pzw. 

~ Vor~e~sse auf die zu gewä;rtigenden Zah"lungen auf Grund des 4J;'t. ,27/2 des 

Staatsvert'r~ges v<.?fD, 15, V f 1955, BGBL 152/55, nur langsam und in unzuläng11.chem 

Ausmaß geleistet werdertl' Ferner wird es $ls eine grOSse liärte empfunden, aase 
nach Ansicht de$ F:t.na.nzministeriuma Entschädigungen nur an Personen geleistet 

werden sollen, die im Zeitpunkte der Enteignung österreichische Staatsbürger 

waren. Bei Aüfrechterhaltung dieses Grundsatzes würden zahlreiche volksdeutsohe 

Umsiedler., die oft erst eiri paar J,ahre nach 1945 in Österreic.h eingebürgert 

wurden" V"onder Entschädigung ausgeschlossen seih. Sie sind aber genausoW'ie 

die Al tösterrei'oher aus dem gleichen Anlaß um ihr Hab und Gut gekommen. 

Auch sind die gesetzlichen Bestimmungen hinsichtli-oh der Staats zugehörig­

k.eit in Österreioh und in der Föderativen Volk~republik Jugoslawiengrundver-

: schieden; es ergeben 'sich hieraus Fälle, dass ein un:ddiesell:!ePersoncz. 'B~auf 

';Orund einer definitiven Staatsanstellung eindeutig im Zeitpunkte derVermö'gens:" 
;'. . . 

beschlagnahme österreichischer ~taatsbürger war und gleichzeitig auf Grund der 

Geburt. und Abstaffimung vom jugoslawischen Staate als ~ta.a. tsbürger beansprucht 

wird. 

In derart gelagerten FälJ qn könnte wo:t~_ das Finanzministerium dielj!nt .. 

schädigung bewillige~, da die Auffassung des jugoslawischen Staates für die 

österreichi'scheHechtssPhäre o~~e Belang ist. Im eingang~ ~i ti~rt~n Art. 27/2 
• l' i} 

des Staatsvertrages ist im übrigen kein Zeitpu~kt angeführt, in welchem bereits 

der Besitz der österreichischen Staatsbürgerschaft gegeben sein muss. 

Gleichfalls erschwerend wirkt der Umstand, dass Durchführungsbestimmungen ". ( ,. . 
noch nioht erlasl5en wurden~ Der OGH hat zwar mit :Beschluß' vom 4i II, 1960t 

Abt. 3-0b-183/58, in der Entschädigungssache Gollesch ausgesprochen; dass ein 

Ausführungsgesetz nicht erforderlich und die ordentlichen Gerichte im Klageweg 
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